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Index

32/06 Verkehrsteuern

Norm

ErbStG §12 Abs1 Z1;

ErbStG §19 Abs1;

ErbStG §19 Abs2;

Rechtssatz

Bei einem Kaufvertrag, der im Zeitpunkt des Todes des Erblassers noch von keinem der Vertragspartner zur Gänze

erfüllt war, ist eine im Vermögen des Erblassers vorhandene Kaufpreis(Rest-)Forderung als Vermögensanfall der

Erbschaftssteuer zu unterziehen. Der Besitz und das (bücherliche) Eigentum an Liegenschaften sind nicht zu

berücksichtigen, weil diesen die Verp>ichtung zur Übereignung des Kaufgegenstandes gegenübersteht. Auf den

Einheitswert der Liegenschaft kommt es daher nicht an (vgl. das Erkenntnis vom 1. Dezember 1987, Zl. 86/16/0013,

mwN; vgl. auch das Erkenntnis sowie vom 27. September 1990, Zl. 89/16/0225, betreBend den Fall einer

Enteignungsentschädigung). Nach der wiedergegebenen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist im Falle

eines beiderseits noch nicht erfüllten Kaufvertrages über eine Liegenschaft die Kaufpreisforderung als

Vermögensanfall der Erbschaftssteuer zu unterziehen, der bloße Besitz und das Eigentum an der Liegenschaft

einerseits und die dem gegenüberstehende Verp>ichtung zur Übereignung andererseits - in der Terminologie des

BundesDnanzhofes auch "Sachleistungsverp>ichtung" - jedoch als einander gegenüberstehend nicht zu

berücksichtigen. Hat aber nach dem bisher Gesagten die Verpflichtung zur Übereignung der Liegenschaft - aufgewogen

durch Besitz und bücherliches Eigentum an der Liegenschaft - als Vermögensanfall außer Betracht zu bleiben, so stellt

sich die Frage einer unsachlichen DiBerenzierung der Bewertung von Liegenschaftsvermögen einerseits und der

Verp>ichtung zur Übereignung der Liegenschaft andererseits nicht, wie sie vom BundesDnanzhof in seinem Urteil vom

6. Dezember 1989, II R 103/86, zum Anlass genommen wurde, fortan bei beiderseits noch nicht erfüllten entgeltlichen

Verträgen die Sachleistungsverp>ichtung des Erben mit dem Wert der Gegenleistung gleichzusetzen (vgl. auch das

Urteil des Bundesfinanzhofes vom 15. Oktober 1997, II R 68/95).
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